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Anzeige in der »Weltkunst« vom 23. Juli 1939 

A N G E L I K A  E N D E R L E I N

ÜBERWACHUNG UND BÜROKRATISIERUNG:  
DIE SCHLEICHENDE VERDRÄNGUNG DER JUDEN  
AUS DEM BERLINER KUNSTHANDEL

ABLAUF EINER VERSTEIGERUNG



130

»Weltkunst« vom  
18. Juli 1937
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Der Präsident der Reichskammer der bildenden Künste 
(RdbK) war konsterniert: »Ich habe festgestellt, dass in der 
Ausstellung der in obiger Versteigerung enthaltenen Gegen-
stände verschiedene jüdische Kommissionäre anwesend 
waren, denen ich die Vermittlung von Kulturgut untersagt 
habe. « 01 Der Polizeipräsident von Berlin, so forderte er in 
einem Schnellbrief vom 18. August 1936, müsse sicherstel-
len, dass die abgelehnten Kommissionäre überwacht und am 
nächsten Tag von der Versteigerung im Auktionshaus Gerhard 
Harms fernbleiben werden. 

VORAUSSETZUNGEN FÜR EINEN NEU ORGANISIER-

TEN KUNSTHANDEL 

Die ständige Überwachung und Verschärfung der Maßnah-
men gegen jüdische Versteigerer bestimmten inzwischen 
den Alltag in dem einst so lebendigen Berliner Auktionshan-
del. So erfolgte bereits im Jahr der Machtübernahme durch 
die Nationalsozialisten die Gründung der Reichskammer 
der bildenden Künste, die weit reichende Veränderungen 
im Kunsthandel nach sich zog. 02 Erklärtes Ziel von Joseph 
 Goebbels, dem Präsidenten der Reichskulturkammer, war 
es, unliebsame, das hieß in erster Linie jüdische Kunsthänd-
ler sukzessive vom Kunsthandel auszuschließen. Grundlage 
für einen im nationalsozialistischen Sinne straff organisierten 
und kontrollierten Kunsthandel bildete das am 16. Oktober 
1934 verabschiedete Gesetz über das Versteigerergewerbe. 03 
Im Vorfeld dieser Gesetzesänderung setzte sich die Industrie- 
und Handelskammer zu Berlin mit den Mitgliedern des an 
die Kammer angegliederten »Fachausschusses für den Han-
del in Gegenständen der Kunst und des Kunstgewerbes sowie 
für das Versteigerungswesen« zusammen. 04 Dessen Stellung-
nahmen beispielsweise zur Bildung verschiedener Gruppen 
von Versteigerern sollten in der geplanten Neuregelung des 
Versteigerungswesens Berücksichtigung finden. Heftig dis-
kutiert wurde hierbei ebenfalls die Frage der Zulassung bzw. 
Konzessionserlaubnis, um als Versteigerer arbeiten zu kön-
nen. So befürwortete beispielsweise der Regierungspräsident 
von Hannover in seiner Stellungnahme ausdrücklich die Ein-
führung neuer Vorschriften für Versteigerer. So sei es mög-
lich, »die unsauberen Elemente, die sich in dieses Gewerbe 
gedrängt haben, daraus wieder zu entfernen«. 05 Dies war 
bereits ein Hinweis auf den Ausschluss jüdischer Versteigerer 
aus dem öffentlichen Leben. 

Mit der Einführung des erwähnten Gesetzes durften 
fortan Kunstversteigerungen nur noch unter der Oberauf-
sicht der Reichskammer der bildenden Künste von einem 
besonderen Kreis von Versteigerern abgehalten werden, 

die zudem Mitglied in der Kammer sein mussten. 06 Da 
der »Ariernachweis« Voraussetzung war, wurden jüdische 
Versteigerer fortan verdrängt. Eine schlagartige »Ausschal-
tung« dieser Gruppe, die den Kunstmarkt bislang domi-
niert hatte, konnte jedoch nicht unmittelbar durchgesetzt 
werden, da ein Zusammenbruch des deutschen Kunsthan-
dels zu befürchten war. Aus diesem Grund durften »devi-
senbringende« Juden zunächst in der Reichskulturkammer 
verbleiben. 07 Per Gesetz war eine Lücke gelassen, so dass 
wichtige jüdische Kunsthändler weiterhin mit Kunst han-
deln konnten. Eine Sonderbehandlung wurde ab 1935 aller-
dings nur noch unter bestimmten Umständen zugelassen, 
etwa im Fall Paul Graupes, der über Kontakte verfügte und 
daher noch bis 1937 sein Unternehmen unbehelligt führen 
konnte. Doch dies blieben Einzelfälle, denn die Ministerien 
propagierten zunehmend gegen Juden im Kunsthandel. Ende 
1935 forderte der Sächsische Wirtschafts- und Arbeitsmi-
nister die endgültige »Ausschaltung« von jüdischen Verstei-
gerern mit der Begründung, dass die Ausübung eine beson-
dere Vertrauensstellung voraussetze, die von »Nichtariern« 
nicht erfüllt werde. 08 Diese Ansicht vertrat der Reichs- und 
Preußische Wirtschaftsminister jedoch nicht, denn in sei-
nem Antwortschreiben äußerte er, dass »einem Juden auch 
nicht die Zuverlässigkeit abgesprochen werden [kann], weil 
er Jude ist«. 09 Diese Auseinandersetzungen innerhalb der 
Ministerien wurden letztendlich zuungunsten der jüdischen 
Beteiligten im Kunsthandel beschieden, denn die Repressa-
lien gegen sie nahmen stetig zu. Dies zeigte sich nicht nur 
gegenüber den Versteigerern, sondern auch gegenüber den 
Einlieferern.

Zur Überwachung des Kunsthandels hatte die Reichskam-
mer der bildenden Künste ein aufwendiges Genehmigungs- 
und Durchführungsprocedere entwickelt, das von allen 
Beteiligten strengstens eingehalten werden musste. Wurden 
die Auflagen nicht beachtet, erfolgte die Genehmigung erst, 
wenn die Gründe beseitigt waren. In einigen Fällen konn-
ten die Versteigerungen auch kurzfristig abgesagt werden. 
Der Oberfinanzpräsident (OFP) Berlin-Brandenburg nahm 
hierbei eine zentrale Rolle ein, denn er war reichsweit für 
die Beschlagnahmung und Verwertung aller Vermögenswerte 
und somit auch für Kunstgegenstände zuständig. Dieser 
Machtzuwachs resultierte aus der im Jahre 1934 durchge-
führten Gleichschaltung aller Länder, die fortan unmittelbar 
dem Reichsfinanzministerium als Oberfinanzbezirke unter-
stellt waren. 10
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Villa Graetz, Herrenzimmer, Erdgeschoss, vor 1936

Villa Graetz, Speisezimmer, Erdgeschoss, vor 1936

Villa Graetz, Veranda, Erdgeschoss, vor 1936

Villa Graetz, Rober t Graetz im Herrenzimmer,  
ca. 1930.
Der erfolgreiche Berliner Textilunternehmer 
Rober t Graetz (1878 – 1945) umgeben von Kunst 
und Büchern, im Herren zimmer seiner Villa in der 
Erdener  Straße 15 in Berlin-Grunewald, im 
Vordergrund die Por trät büste seiner Tochter von 
Georg Leschnitzer. Die weiteren Fotos zeigen 
einen Teil seiner Kunstwerke, die 1941 im 
Auktionshaus Harms versteiger t  wurden. Die 
Gemälde in der Veranda wurden dagegen nicht 
bei Harms angeboten, sondern möglicherweise 
bei Freunden untergestellt.
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ABLAUF EINER VERSTEIGERUNG AM BEISPIEL  

DER WOHNUNGSVERSTEIGERUNG VON  

BLUMA GRAETZ IN BERLIN-GRUNEWALD  

AM 25. FEBRUAR 1941

Auf Veranlassung des OFP wandte sich Bluma Graetz, die 
pro forma geschiedene Ehefrau des ehemals erfolgreichen 
jüdischen Textilfabrikanten Robert Graetz, Anfang des Jah-
res 1941 an den Versteigerer Gerhard Harms, um ihre Woh-
nungseinrichtung zu veräußern. 11 Harms gehörte bereits 
vor Inkrafttreten des Gesetzes über das Versteigerergewerbe 
zu den aktiven Versteigerern Berlins. Sein Geschäft in Berlin-
Wilmersdorf hatte sich seit Jahren auf das Versteigern von 
Wohnungseinrichtungen spezialisiert. Da sich innerhalb 
der zu versteigenden Wohnungseinrichtungen auch häufig 
Kulturgut befand, hatte sich Harms im Sommer 1936 um 
die Aufnahme in die Reichskammer der bildenden Künste 
bemüht. 12 Obwohl sein Antrag durch den Präsidenten der 
RdbK abgelehnt wurde, 13 scheint er sich darüber hinweg 
gesetzt zu haben, denn nicht nur vor diesem Antrag, sondern 
auch danach gab er in seinen Anzeigen in der »Weltkunst« 
an, dass er neben den Wohnungseinrichtungen auch Kunst-
besitz versteigerte. 14 

Am 10. Februar 1941 schickte Harms den Antrag auf 
Versteigerung im Auftrag von Bluma Graetz an den Präsi-
denten der RdbK. Er fügte dem Antrag in dreifacher Aus-
fertigung eine Liste der zu versteigernden Gegenstände mit 
Schätzpreisen, die Versteigerungsbedingungen, den Entwurf 
des Inserates und die Bestätigung der Wohnungskündigung 
bei. Die üblicherweise vorgeschriebene Dreiwochenfrist vor 
dem Versteigerungstermin hielt Harms nicht ein. Offenbar 
war dies der erhöhten Anzahl an Deportationen und den 
damit einhergehenden erhöhten Versteigerungen geschuldet. 
15 Nach erfolgter Überprüfung des Versteigerers Harms, der 
Einlieferin Bluma Graetz und der Schätzpreisliste durch die 
Reichskulturkammer, meldete die Dienststelle die Versteige-
rung der Berliner Landesleitung der RdbK und dem örtli-
chen Polizeipräsidium, um deren Zustimmung zu erhalten. 
Da es keine Einwände gab, inserierte Harms im »Völkischen 
Beobachter« die »Versteigerung einer gepflegten Wohnungs-
einrichtung [in] Grunewald, Erdener Straße 15«, die am 25. 
Februar 1941 stattfinden sollte. 16 Harms kennzeichnete die 
Versteigerung, wie es seit dem Versteigerergesetz vom 16. 
Oktober 1934 Vorschrift war, als »nichtarischen Besitz«. 17 
Zum Aufruf gelangten 289 Posten in der Villa Graetz. Darun-
ter befanden sich Mobiliar, Hausratsgegenstände, Skulpturen, 
Keramiken, Chinoiserien und Kunstobjekte wie Gemälde 
weniger bedeutender Maler. Die eingelieferten Objekte ent-

sprachen dem Charakter der üblicherweise durchgeführten 
Versteigerungen im Auktionshaus Harms. Die hochwertigen 
zeitgenössischen Gemälde und Grafiken von so bedeutenden 
Künstlern wie Karl Schmidt-Rottluff oder Conrad Felixmül-
ler in der Sammlung Graetz wurden hier jedoch nicht ange-
boten. Nach der Versteigerung schickte Harms das Protokoll 
mit den erzielten Verkaufspreisen und der Nennung der Käu-
fer in dreifacher Ausfertigung innerhalb von drei Wochen an 
die bereits beteiligten Instanzen zurück. Erst nach erneuter 
Genehmigung war die Versteigerung abgeschlossen. Nach 
Zahlung der Versteigerungsgebühren in Höhe von 1.545,45 
Reichsmark bei einem Gesamterlös von 9.942 Reichsmark 
überwies Harms am 4. März 1941 Bluma Graetz den Rest-
betrag. 18 Es ist jedoch sehr unwahrscheinlich, dass sie das 
Geld tatsächlich abheben konnte. 

Nach dem Verkauf mussten Robert und Bluma Graetz 
ab dem 1. März 1941 in eine sogenannte Judenwohnung in 
der Wissmannstraße 11, in unmittelbarer Nähe ihrer Villa, 
ziehen. 19 Das war die Endstation dieses einst in der Berli-
ner Gesellschaft angesehenen und erfolgreichen Ehepaares. 
Bluma Graetz wurde Ende August 1941 in die Sowjetunion 
deportiert, wo sie bis zum Kriegsende in einem Arbeitslager 
arbeiten musste. 20 Robert Graetz wurde am 14. April 1942 
in das Vernichtungslager Trawniki bei Lublin deportiert und 
nach Kriegsende für tot erklärt. 21 Das Schicksal des Ehepaa-
res steht für Millionen Juden.

Robert und Betty Graetz mit einem Freund  in Marienbad, 1936
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Schätzpreisliste des Versteigererhauses Gerhard 
Harms für die Wohnungseinrichtung der Villa 
Graetz, Erdener Straße 15, vom 5. Februar 1941 
(Versteigerung am 25. Februar 1941)
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ZUNEHMENDE REPRESSALIEN GEGENÜBER  

JÜDISCHEN VERSTEIGERERN

Seit der Machtübernahme durch die Nationalsozialisten voll-
zog sich ein tiefgreifender Wandel auf dem Kunstmarkt, der 
mit der Liquidation oder »Arisierung« zahlreicher, häufig 
alteingesessener, Kunsthandlungen und Auktionshäuser ein-
herging. Zu den spektakulärsten Versteigerungen gehörte die 
Liquidation des Berliner Margraf-Konzerns im Jahre 1935. 
22 Entsprechend der »Liste der seit 1933 aus der Reichs-
kammer der bildenden Künste ausgeschlossenen Juden, 
jüdischen Mischlingen und mit Juden Verheirateten« schloss 
die RdbK zwischen 1933 und 1938 reichsweit 1.629 Mit-
glieder aller Sparten aus »rassischen« Gründen aus. 23 Unter 
diesen Ausschlüssen war die Gruppe der Kunsthändler mit 
698 Mitgliedern die mit Abstand größte, von denen knapp 
die Hälfte (312) ihr Geschäft in Berlin betrieben hatten. 
Diese Zahlen verdeutlichen, in welchem hohen Ausmaß der 
Kunsthandel bis 1938 reichsweit und im Besonderen in Ber-
lin eine Domäne jüdischer Händler gewesen war. Ende des 
Jahres war der Berliner Kunstmarkt schließlich vollständig 
von nichtjüdischen Kunsthändlern übernommen worden.

Neben den »Arisierungen« und Liquidierungen kam es 
gleichzeitig in beträchtlichem Umfang zu Neugründungen 
nichtjüdischer Versteigererhäuser. 24 So stieg zwischen 1935 
und 1937 im Deutschen Reich die Zahl der registrierten 
Kunst- und Antiquitätenhändler von 1.575 auf 2.277. 25 Der-
artige Geschäfte hatten sich vorrangig auf den Verkauf von 

Wohnungseinrichtungen und weniger auf Kunst spezialisiert, 
die den erhöhten Auswanderungszahlen oder wirtschaft-
lichen Zwangslagen geschuldet waren. 26 Aufgrund ihrer 
zahlreichen veranstalteten Auktionen waren sie daher im 
Berliner Kunstmarkt wesentlich präsenter als bislang renom-
mierte (Kunst-) Auktionshäuser wie beispielsweise Rudolph 
Lepke und Paul Graupe. In den Versteigerungen mit Woh-
nungseinrichtungen gelangten, wenn überhaupt, zumeist 
Kunstobjekte minderer Qualität, die häufig nur äußerst 
niedrige Preise erzielten. So war es keine Seltenheit, dass 
Gemälde wenig bekannter Künstler für gerade einmal 10 bis 
50 Reichsmark den Besitzer wechselten. 27 Ab 1935 nahmen 
mit Fortschreiten der Repressalien gegenüber der jüdischen 
Bevölkerung Versteigerungen kompletter Wohnungseinrich-
tungen zahlenmäßig außerordentlich zu. 

Kunsthistorisch wertvolle Gemälde gelangten dagegen 
nur selten auf den Markt, da die nun veräußerten Sammlun-
gen zumeist ohne fachliche Hilfe während der Nachkriegs- 
und Inflationszeit entstanden waren. Die damals ungerecht-
fertigt hohen Preise hatten sich bei ihrem erneuten Verkauf 
in den 1930er Jahren nun auf ein normales Preisniveau 
eingependelt. In den seltenen Fällen, in denen hochrangige 
Werke auf den Markt gelangten und nahezu ausschließlich in 
darauf spezialisierten Auktionshäusern zum Angebot kamen, 
erzielten diese dann auch entsprechend hohe Summen. Dies 
änderte sich bis zum Beginn des Zweiten Weltkrieges nicht 
wesentlich.

»Völkischer  Beobachter« vom 23. Februar 1941

links: »Weltkunst« vom 21. Juli 1940

»Weltkunst« vom 9. Dezember 1934
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Erst im Verlauf des Krieges kam es zu großen Veränderun-
gen auf dem Berliner Kunstmarkt. Die anfänglich stabilen 
Preise zogen ab 1940 stark an, da finanzkräftige Investo-
ren das reichlich vorhandene Geld auch in Kunst anlegten. 
Während die offizielle Presse erfreut über die Belebung des 
Kunstmarktes berichtete, befürchtete der Sicherheitsdienst 
der Nationalsozialisten, der den deutschen und ausländischen 
Kunstmarkt beobachtete, eine »ausgesprochene Flucht in die 
Sachwerte«. 28 Um die rasante Preisentwicklung unter Kon-
trolle zu bekommen – Verkaufserlöse über 20.000 Reichs-
mark waren keine Seltenheit mehr –, hatte die Reichsre-
gierung daher im Herbst des Jahres einen Erlass über die 
Preisbildung bei Versteigerungen verabschiedet. 29 Demzu-
folge mussten Versteigerer auf Anweisung des Reichskom-
missars für Preisbildung das weitere Bieten durch rechtzei-
tigen Zuschlag zu einem angemessenen Gebot beenden, um 
so überhöhten Preisen entgegenzuwirken. Bei Zuwiderhand-
lung konnte ihnen die weitere Tätigkeit verboten werden. 30 
Trotz dieser Drohgebärden gelang es den Nationalsozialisten 
nicht, den Kunstmarkt zu regulieren. Ganz im Gegenteil: 
Der 1936 eingeführte Preisstopp auf allen Wirtschaftsge-
bieten, mit Ausnahme des Kunsthandels, und der Lohnstopp 
aus dem Jahre 1938 bewirkten einen ständig größer werden-
den Geldüberhang, dem keine Ware mehr gegenüberstand. 
31 Der Kunstmarkt bot daher ein willkommenes Ventil, sein 
Geld in wertbeständiger Kunst anzulegen. Die Folge war ein 
weiterer Anstieg der Auktionspreise in bislang unerreichte 
Höhen, der durch den Rückgang des Angebotes und eine 
unvermindert starke Nachfrage nach Kunstwerken noch ver-
stärkt wurde. 32 Höhepunkt dieser Entwicklung war die Zah-
lung des bis dahin auf dem Berliner Kunstmarkt nicht vorge-
kommenen Spitzenpreises von 270.000 Reichsmark für das 
Gemälde »Die Hochzeitsreise« von Arnold Böcklin im Jahr 
1943. 33 Hitlers Sonderbeauftragter Hans Posse hatte dieses 
Gemälde zusammen mit sieben weiteren Kunstwerken zu 
hohen Preisen in der April-Versteigerung bei Hans W. Lange 
für das in Linz geplante »Führermuseum« erworben. 34 Mit 
diesen Ankäufen konterkarierten die nationalsozialistischen 
Machthaber ihre eigene Preispolitik. Diese sah seit Sommer 
1944 nicht nur eine Preisbildung für »Güter und Leistun-
gen jeder Art nach den Grundsätzen einer kriegsverpflich-
teten Volkswirtschaft« vor, sondern auch für Gegenstände 
mit einem Kunst- oder Sammlerwert. 35 Obwohl bei einer 
übermäßigen Forderung ein Strafbestand beim Verkäufer 
vorlag, fand die Kriegswirtschaftsverordnung im Kunsthan-
del wenig Beachtung. 36 Bevor jedoch weitere Maßnahmen 
zur Stabilisierung der Preise bei Versteigerungen erlassen 

werden konnten, wurde der Kunsthandel aufgrund des kata-
strophalen Kriegsverlaufs im September 1944 schließlich 
eingestellt. 

FAZIT 

Der einst florierende deutsche Kunsthandel, in dem viele 
jüdische Händler tätig waren, existierte durch die antijüdi-
sche Gesetzgebung binnen weniger Jahre nicht mehr. Konn-
ten in den ersten Jahren einzelne, für die Wirtschaft wich-
tige, jüdische Kunsthändler noch relativ ungestört ihren 
Geschäften nachgehen, war dies ab 1938 nicht mehr mög-
lich. Im Ergebnis gab es ab Ende diesen Jahres keinen jüdi-
schen Geschäftsmann mehr, der ein Auktionshaus oder eine 
Galerie führte. 

Während Kunstversteigerungen im Verlauf der Jahre aus 
Mangel an Kunstwerken immer seltener wurden, stieg hin-
gegen die Zahl der Versteigerungen von kompletten Woh-
nungseinrichtungen stark an. Geschuldet war dies vor allem 
den verschärften Repressalien gegenüber der jüdischen 
Bevölkerung. Auf diesen Auktionen kamen jedoch kaum 
Kunstwerke, sondern vorrangig Haushaltsgegenstände zum 
Verkauf; jeweils zu sehr geringen Preisen. Neben der man-
gelnden Qualität lag dies vor allem daran, dass die Einlieferer 
unter Zeitdruck ihren restlichen Besitz zu Bargeld machen 
mussten, um die anfallenden Steuern und die Kosten der 
Auswanderung bezahlen zu können. Zeit, um ein geeignetes 
Auktionshaus zu finden, blieb den Emigranten nicht mehr, 
weswegen sie jede Möglichkeit zur Veräußerung ihres Besit-
zes annehmen mussten. 


